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Rostock, 10.11.2023 
 
Sporthallen nicht als Notunterkünfte für Geflüchtete  

  

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, sehr geehrte Frau Kröger, liebe Eva, 

es ist knapp 8 Monaten her, dass wir uns mit einem Schreiben an Sie wandten, in 
dem wir auf die damalige Ausweisung der WIRO-Sporthalle in der Steuerbordstraße 
in Rostock-Gehlsdorf als Notunterkunft für Geflüchtete reagierten. 

An unserer grundlegenden Haltung, Zufluchtssuchende aus humanitären Gründen 
bei der Unterbringung und Integration zu unterstützen, hat sich nichts geändert. Dies 
ist und bleibt für uns sozialpolitisch verständlich.  

Dennoch haben wir bereits in unserem damaligen Schreiben an die kommunalen 
Entscheidungsträger eindringlich appelliert, möglichst auf die Ausweisung von 
Sportstätten als Flüchtlingsunterkünfte zugunsten geeigneterer Einrichtungen zu 
verzichten. Des Weiteren halten wir es auch jetzt noch für unerlässlich, in diesem 
Prozess rechtzeitig und transparent mit allen Beteiligten, insbesondere dem 
Stadtsportbund, zu kommunizieren, um Verständnis und Akzeptanz für die zu 
treffenden Entscheidungen bei den Betroffenen zu entwickeln. Fehler der 
Vergangenheit dürfen nicht wiederholt werden. 

Gestern früh wurden die Nutzer der Sporthalle „Alte Warnemünder Chaussee 7“ 
darüber informiert, dass die Sporthalle ab 16.11.2023 als Notunterkunft für 
geflüchtete Menschen benötigt wird. Sofern vereinseigene Sportgeräte in der 
Sporthalle gelagert werden, wurden die Nutzer aufgefordert, diese umgehend, 
spätestens bis zum 14.11.2023, aus der Halle zu beräumen. Der Trainingsbetrieb 
könne noch bis einschließlich 14.11.2023 stattfinden. Freie Nutzungskapazitäten in 
umliegenden Sporthallen ständen leider nicht zur Verfügung. Wie lange die Nutzung 
als Notunterkunft erfolgen soll, wurde nicht mitgeteilt. 

Die Sporthalle „Alte Warnemünder Chaussee 7“ wird aktuell wöchentlich 74 Stunden 
und 15 Minuten genutzt. Davon entfallen lediglich 4,5 Stunden auf die Berufsschule, 
2,5 Stunden auf den Zoll und 4,5 Stunden auf die GGP-Gruppe. Der Rest, 63 
Stunden, ist Vereinsnutzung. 

 



 

 

 

 

Mit dem ersatzlosen Nutzungsausfall dieser Sporthalle stehen nunmehr insgesamt  

6 (!!) Sporthallen 

- Sporthalle „Alte Warnemünder Chaussee 7“ (Flüchtlingsunterkunft) 
- Sporthalle „Kurt-Schumacher-Ring 161a“ (Flüchtlingsunterkunft) 
- Sporthalle „Erich-Schlesinger-Str. 51“ (Akustiksanierung) 
- Sporthalle „Kopenhagener Str. 5b“ (Generalsanierung) 
- Sporthalle „Olof-Palme-Str. 25“ (Generalsanierung) 
- Sporthalle „St.-Georg-Str. 63d“ (Sperrung wg. defekter Dachbalken) 

für die sportliche Nutzung nicht mehr zur Verfügung. Damit fehlen dem Vereinssport 
dringend benötigte Räume, um angemessene Betreuungsangebote, insbesondere für eine 
hohe Zahl von Kindern und Jugendlichen, vorzuhalten. Der ersatzlose Wegfall bedeutet 
den Wegfall von wichtigen kommunalen Sport-, Bewegungs-, Gesundheits- und 
Integrationsangeboten.  

Der Stadtsportbund appelliert heute abermals eindringlich, auf die Ausweisung von 
Sportstätten als Flüchtlingsunterkünfte zugunsten geeigneterer Einrichtungen zu 
verzichten. Sporthallen sind keine geeignete Lösung für die Unterbringung von Menschen. 
Es ist bedauerlich und unverständlich, dass die Stadt, beginnend mit der Flüchtlingsphase 
2015/2016 bis heute, es noch immer nicht geschafft hat, andere für Wohnzwecke 
geeignete Unterkünfte in ausreichendem Maße zu entwickeln und Zuflucht Suchenden zur 
Verfügung zu stellen.  

Ungeachtet des Umstandes, dass eine weitere Sporthalle als Flüchtlingsunterkunft dienen 
soll, ist es aus unserer Sicht inakzeptabel, mit welcher Kurzfristigkeit die Sportvereine hier 
informiert wurden. Viele Vereinsvertreter haben heute den Kontakt mit uns gesucht, baten 
um Hilfe, waren angesichts der Zeitschiene und der fehlenden Nutzungsalternativen 
hilflos, stellten Fragen, wie sie das im Ehrenamt meistern sollen. Die ehrenamtlichen 
Vereinsvorstände wurden erneut vor vollendete Tatsachen gestellt, wissen nicht, wie lange 
diese Situation anhält, wie es mit dem Sportbetrieb weiter gehen soll. Das ohnehin 
schwächelnde Ehrenamt im Sport wird wieder auf eine harte Belastungsprobe gestellt. 
Einige werden dieser Belastungsprobe nicht Stand halten bzw. nicht mehr standhalten 
wollen. Vertrauen und Verständnis kann man durch rechtzeitige Kommunikation, 
Information und Beteiligung Betroffener erwirken. Diese Chance wurde trotz Zusagen im 
März wieder vertan. In diesem Zusammenhang nehmen wir mit Verwunderung zur 
Kenntnis, dass es seitens der Stadt Rostock keine Information zum kurzfristigen 
Nutzungsausfall auf der Sitzung des Ausschusses für Schule, Hochschule und Sport am 
Mittwoch (8.11.2023) gegeben hat, obwohl der zuständige Senator anwesend war. 

Wir hatten bereits im März formuliert, dass der organisierte Sport zukünftig eine 
umfassende Partizipation und vorheriger Beteiligung bei derartigen 
Entscheidungsverfahren erwartet. Es ist bedauerlich, dass die Bitten des Stadtsportbund, 
als Interessenvertreter des Rostocker Vereinssports, offensichtlich kein Gehör finden.  

 



 

 

 

 

Wir erneuern daher unsere Erwartungshaltung, verbunden mit der Bitte um Beantwortung 
folgender Fragen: 

- Welche Unterkünfte stehen für die Unterbringung von Geflüchteten kurz-, mittel- 
und langfristig in der Hanse- und Universitätsstadt Rostock zur Verfügung? 

- Ist seitens der Stadt beabsichtigt, weitere Sporthallen für die Unterbringung von 
Geflüchteten zu nutzen? Wenn ja, welche? 

- Welche Unterstützung können Vereine erwarten, die von einem Nutzungsausfall 
ihrer Sportstätte betroffen sind? 

Das Präsidium des Stadtsportbundes steht jederzeit für Gespräche zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Andreas Millat - Präsident 






